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Transparenz und Rechenschaftspflicht 
der EU-Finanzierung für NRO, die in EU-
Politikbereichen innerhalb des EU-
Gebiets tätig sind 

 
In dieser Studie bezieht sich der Begriff „NGO“ (dt.: NRO) sowohl auf eigentliche 
Nichtregierungsorganisationen (engl. NGO) als auch auf nicht gewinnorientierte Organisationen (engl. 
NFPO). NRO innerhalb und außerhalb der Europäischen Union (EU) erhalten EU-Finanzhilfen direkt von der 
Europäischen Kommission und den Exekutivagenturen der EU sowie von zwischengeschalteten Stellen wie 
Agenturen der Mitgliedstaaten und Agenturen der Vereinten Nationen, die Finanzhilfen mit EU-Mitteln 
gewähren, die ihnen von der Kommission übertragen werden. Finanzhilfen, die NRO direkt von den 
Exekutivagenturen der Europäischen Kommission oder der EU gewährt werden, unterliegen der direkten 
Mittelverwaltung. Die von zwischengeschalteten Stellen gewährten Finanzhilfen unterliegen der 
indirekten Mittelverwaltung. Die Analyse der Daten des Finanztransparenzsystems (FTS) von 2020 bis 
2022 zeigt, dass die Kommission und die Exekutivagenturen der EU für alle vom FTS abgedeckten EU-
Haushaltsprogramme und -fonds im Rahmen der direkten Mittelverwaltung Finanzhilfen in Höhe von etwa 
17,5 Mrd. EUR an NRO vergeben haben. Dies entspricht rund 4,6 % aller Verpflichtungen aus dem EU-
Haushalt in diesem Zeitraum. Die drei Programme, die im Mittelpunkt dieser Studie stehen, stellten NRO 
unter direkter Mittelverwaltung rund 1 Mrd. EUR zur Verfügung, was 5,8 % aller Finanzhilfen für NRO im 
Rahmen der direkten Mittelverwaltung über alle EU-Haushaltsfonds und -programme entspricht. 

Die Hauptziele der Studie sind: 
• Den Mitgliedern des Europäischen Parlaments (EP) eine Bewertung der Transparenz der an NRO 

gewährten EU-Finanzhilfen und einen Überblick über die internen Governance und 
Verwaltungsstrukturen von mit Finanzhilfen finanzierten NRO zu geben; 

Abstraktion 

Diese Studie wurde für den Haushaltskontrollausschuss erstellt. Darin werden die jüngsten 
Entwicklungen bei der Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Finanzierung von 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) aus der EU bewertet. Die Kommission hat alle Programme auf ein 
einziges, zentrales Zuschussverwaltungssystem umgestellt, mit dem die öffentliche Transparenz der 
Finanzhilfen erheblich verbessert werden kann. Dennoch ist die öffentliche Transparenz insgesamt nach 
wie vor begrenzt. In der Studie wird ein umfassenderer, systematischerer Ansatz für die öffentliche 
Transparenz unter Einbeziehung des Parlaments, der Kommission und der NRO empfohlen.  
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• Empfehlungen an die EU-Institutionen und Nichtregierungsorganisationen auszusprechen, wie die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht bei EU-Finanzhilfen verbessert werden können. 

• Dem EP Empfehlungen zu geben, wie es als Gesetzgeber und Haushaltsbehörde dieses Thema 
besser verfolgen kann und welche legislativen und parlamentarischen Kontrollmaßnahmen 
ergriffen werden können.  

Die Studie konzentriert sich ausschließlich auf EU-Förderprogramme, die innerhalb der EU Unterstützung 
leisten, insbesondere den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF), das EU-Programm für allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und Sport (Erasmus+) und das Programm für Umwelt- und Klimaschutz 
(LIFE). Diese werden im weiteren als Fallstudienprogramme bezeichnet. 

Was ist Transparenz? 
Öffentliche Transparenz ist für die Rechenschaftspflicht von wesentlicher Bedeutung. Im Rahmen dieser 
Studie ist Transparenz das Ausmaß, in dem es möglich ist, zu verstehen, wie EU-Finanzhilfen verwendet 
werden, von wem, zu welchen Zwecken, auf welcher Grundlage (Rechtfertigung) und was erreicht wird 
(Ergebnisse, Auswirkungen und Nachhaltigkeit). Sowohl die Europäische Kommission als auch die von der 
EU finanzierten NRO spielen eine wichtige Rolle bei der Gewährleistung der öffentlichen Transparenz. 

Hauptmerkmale von Transparenz sind: 

• Einzelheiten zu allen EU-finanzierten Finanzhilfen für NRO sind auf EU-Ebene öffentlich zugänglich; 

• Die notwendigen Informationen sind aktuell und leicht zu finden und sinnvoll. Es kann leicht 
abgeglichen, heruntergeladen, zusammengeführt, aggregiert und analysiert werden, um ein klares 
Bild der EU-Finanzierung von NRO auf mehreren Ebenen zu vermitteln; 

• Nichtregierungsorganisationen legen ihre volle Finanzierungsgrundlage und ihre Zwecke über 
mehrere Jahre offen, um eine Bewertung ihrer Unabhängigkeit zu ermöglichen. 

Erkenntnisse 

Vorschriften über die Transparenz der EU-Finanzhilfen, die sich an die Europäische Kommission und die 
Zuschussempfänger richten, sind in den Verordnungen festgelegt. 

Die Haushaltsordnung ist die wichtigste übergreifende Verordnung. Spezifische Regelungen für jedes 
Fallstudienprogramm sind die AMIF-Verordnung, die Erasmus-Verordnung und die LIFE-Verordnung. Die 
AMIF-Transparenz fällt auch unter die gemeinsame Verordnung. Zusätzliche Transparenzanforderungen 
und Leitlinien sind für Finanzhilfeempfänger in Mustervereinbarungen und anderen Programmleitfäden 
vorgesehen. 

In der Praxis sind Transparenzbestimmungen im Allgemeinen sehr begrenzt und sehr spezifisch. Es gibt 
keine Erläuterungen zu den Grundsätzen oder dem Zweck der öffentlichen Transparenz und es besteht 
keine Verpflichtung für die Europäische Kommission oder die Finanzhilfeempfänger, die öffentliche 
Transparenz zu maximieren. Die Einhaltung der Anforderungen durch Kommission und 
Zuschussempfänger gewährleistet allein keine öffentliche Transparenz. Die von der Kommission 
vorgeschlagene Überarbeitung der Haushaltsordnung enthält keine wesentlichen Änderungen in Bezug auf 
öffentliche Transparenz. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32018R1046
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32021R1147
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2021/817
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:32021R0783
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32021R1060
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/how-to-participate/reference-documents
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/portal/screen/how-to-participate/reference-documents
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Das eGrants-System ist das einzige zentrale System der Europäischen Kommission für die Verwaltung von 
Finanzhilfen unter direkter Mittelverwaltung. Die Kommission veröffentlicht Einzelheiten zu den Finanzhilfen, 
die NRO im Rahmen des FTS gewährt werden. 

Das eGrants-System ersetzt andere, eigenständige Zuschussverwaltungssysteme, die zuvor von 
verschiedenen Dienststellen innerhalb der Kommission verwendet wurden. Dadurch wird die Qualität und 
Einheitlichkeit der Daten zur Verwaltung der Finanzhilfen verbessert. Dies wurde durch die Harmonisierung 
der Vorschriften und Leitlinien in allen Programmen begleitet. Die Qualität der Daten zur Finanzierung von 
Finanzhilfen im FTS hat sich verbessert, aber das FTS enthält noch keine Einzelheiten zu den Finanzhilfen, 
die NRO von zwischengeschalteten Stellen im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung gewährt werden. 
Verschiedene Abteilungen der Kommission unterhalten eigenständige Projektdatenbanken und -portale. 
Informationen sind fragmentiert und inkonsistent dargestellt, was es schwierig macht, Informationen aus 
verschiedenen Quellen miteinander in Einklang zu bringen. 

Transparenz der EU-Finanzhilfe wird durch Projektwebsites und Informationen auf den Websites der NRO 
gefördert. 

Die Qualität der Informationen auf EU-finanzierten Projekt- und NRO-Websites ist variabel und nicht 
systematisch miteinander verknüpft, so dass Informationen über EU-Finanzierungen auf solchen Websites 
u.U. schwieriger zu finden sind. Während die Unterstützung durch die EU und andere anerkannt wird, gibt 
es nur wenige Einzelheiten über die Höhe und den Zweck der erhaltenen Mittel. 

NGOs arbeiten mit einer Reihe von Governance- und Managementansätzen aus verschiedenen Sektoren, 
darunter Unternehmensbereich und öffentliche Verwaltung 

Daher ist es angesichts der Vielfalt der Organisationszwecke sowie der Geschichte und Kultur der 
Zivilgesellschaft in den EU-Mitgliedstaaten schwierig, einen festen Satz von „Mindeststandards“ für die 
Leitung und das Management von NRO festzulegen oder festzustellen. 

Andere bedeutende Geber neigen dazu, sich direkt mit weniger Stipendiaten zu engagieren, und sie bieten 
größere Zuschüsse mit einer begrenzten Bandbreite von Werten, die mehrere Jahre abdecken. 

Im Gegensatz dazu arbeitet die Kommission direkt mit Tausenden von NRO zusammen und gewährt 
Zuschüsse, die eine breite Palette von Werten abdecken, und diese werden alle auf die gleiche Weise 
verwaltet. Bei NRO-Zuschüssen unter direkter Mittelverwaltung wird die finanzielle Rechenschaftspflicht 
stark betont. Andere große Geber tendieren dazu, sich stärker auf Wirkung und Nachhaltigkeit zu 
konzentrieren. 

Terminologie, die zur Beschreibung zivilgesellschaftlicher Organisationen in einem Land verwendet wird, 
hat manchmal keine angemessene Übersetzung in eine andere Sprache, oder sehr ähnliche Begriffe haben 
rechtlich oder in der öffentlichen Wahrnehmung sehr unterschiedliche Bedeutungen. 

Der aktuelle Fokus auf die Rechtsform an der Stelle der nationalen Registrierung erfasst daher nicht die 
Vielfalt der NRO. Die Kommission hat folgende Definition des Begriffs „NRO“ vorgeschlagen: „eine freiwillige, 
von der Regierung unabhängige Non-Profit-Organisation, die weder eine politische Partei noch eine 
Gewerkschaft ist. Der Ausschluss von Gewerkschaften unterscheidet diese Definition von dem Konzept, das 
der Europarat 2007 angenommen hat. 

https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805d534d
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Vorschläge für weitere Schritte 

Ein kollaborativer Ansatz für Transparenz bei der Finanzierung von EU-NRO unter Einbeziehung des 
Europäischen Parlaments, der Kommission und des NRO-Sektors 

Die Regulierung der öffentlichen Transparenz muss flexibel bleiben, da sich der NRO-Sektor und das 
Betriebsumfeld ständig weiterentwickeln: 

• Während Verordnungen den Transparenzrahmen schaffen und spezifische kritische Anforderungen 
ermitteln sollten, sollten detaillierte Leitlinien sowohl für die Kommission als auch für EU-
finanzierte NRO gemeinsam entwickelt, überwacht und regelmäßig aktualisiert werden. Die 
Ausarbeitung und Anwendung dieser Leitlinien kann als Voraussetzung in die 
Haushaltsordnung aufgenommen werden. 

Wichtige Lücken können durch folgende Anpassungen der Haushaltsordnung behoben werden: 

• Eine allgemeine, übergreifende Verpflichtung der Kommission und der von der EU 
finanzierten NRO, öffentliche Transparenz zu maximieren; 

• Aufnahme von Einzelheiten zu EU-Zuschüssen, die NRO im Rahmen der indirekten 
Mittelverwaltung gewährt werden, in den FTS. Falls dies bereits vorgesehen ist, sollte dies in 
der Haushaltsordnung ausdrücklich und eindeutig angegeben werden; 

• Verkürzung der Zeit zwischen der Gewährung von Finanzhilfen und der Veröffentlichung im 
FTS; 

• Systematische Veröffentlichung von Informationen über die von der EU und anderen Quellen 
über einen Zeitraum von fünf Jahren erhaltenen Mittel durch EU-finanzierte NRO. 

Ein Koregulierungsansatz für strategische Regulierung von EU-finanzierten NRO 

In den 27 EU-Mitgliedstaaten gibt es unterschiedliche Regulierungsmechanismen von NRO. Top-down- 
nationale Regulierung birgt das Risiko einer politisch gesteuerten Kontrolle von NRO. Derzeit wird bei der 
Finanzierung von EU-Finanzhilfen an Nichtregierungsorganisationen großer Wert auf die 
Überprüfung der ordnungsgemäßen Verwendung von EU-Mitteln gelegt, aber weniger auf die 
Auswirkungen und die Nachhaltigkeit. Diese Herausforderungen könnten angegangen werden durch: 

• Annahme eines Koregulierungsansatzes für NRO, der auf einem Selbstregulierungskonzept 
aufbaut, das zwischen der Europäischen Kommission und dem europäischen NRO-Sektor vereinbart 
würde, aber mit zusätzlicher, unabhängiger Überprüfung der Einhaltung durch Dritte und 
einem Ombudssystem auf EU-Ebene zur Bearbeitung von Beschwerden; 

• Eine gemeinsame EU-Definition von „NRO“ sollte sich weniger auf die Rechtsform einer NRO 
zum Zeitpunkt der nationalen Registrierung konzentrieren, sondern vielmehr auf das, was sie tut, 
und ihre Interaktionen mit der EU. Dies sollte einen formalisierten Status umfassen, der von der 
nationalen Registrierung unabhängig ist, um dem zunehmenden Ausmaß 
grenzüberschreitender Tätigkeiten von NRO Rechnung zu tragen. 

Haftungsausschluss und Urheberrecht. Die in diesem Dokument geäußerten Stellungnahmen liegen in der alleinigen Verantwortung der 
Verfasser und stellen nicht notwendigerweise den offiziellen Standpunkt des Europäischen Parlaments dar. Die Vervielfältigung und 
Übersetzung für nichtkommerzielle Zwecke ist zulässig, sofern die Quelle genannt und das Europäische Parlament vorab informiert und eine 
Kopie übermittelt wird. © Europäische Union, 2023. 
 
Bitte beachten Sie, dass es sich bei der vorliegenden Übersetzung um eine maschinelle Übersetzung handelt, die nicht von einem professionellen 
Übersetzer korrekturgelesen wurde. 
 
Zuständige Verwaltungsrätin: Diána HAASE Redaktionsassistentin: Adrienn BORKA 
Kontakt: Poldep-Budg@ep.europa.eu 

Dieses Dokument ist im Internet abrufbarunter: www.europarl.europa.eu/supporting-analyses 
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